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Nichts davon passiert! Wohl
auch der BDK war im Rahmen
des internen Anhörungsverfah-
rens um Stellungnahme gebe-
ten. Offensichtlich gab es aber
keine entsprechende Stellung-

nahmen oder Forderungen,
denn der abschließende Ent-
wurf des Innenministeriums, der
Ende März 2007 ins parlamenta-
rische Verfahren gebracht wur-
de, sagt zur in Rede stehenden
Debatte nichts.

Dann kommt am Sonntag, 25.
März 2007, also im Prinzip zeit-
gleich, aber ein plötzlicher und
überraschender Vorschlag des
BDK-Landesvorsitzenden Mi-
chael Rupp, der ganz offenkun-

dig auf der falschen rechtlichen
Einschätzung aufbaut, dass bei
Personen, die das 14. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben,
eine erkennungsdienstliche Be-
handlung bzw. eine entspre-
chende Speicherung dabei ge-
wonnener Daten nach Polizei-
recht nicht möglich sei.Auf SR 1
läuft in der Folge mehrfach die
Sequenz:

Saarbrücken: BDK will Kin-
der-Fingerabdrücke sammeln

Der Bund Deutscher Krimi-
nalbeamter (BDK) Saar fordert
eine Speicherung von Fingerab-
drücken junger Tatverdächtiger.
Bisher dürfen die Abdrücke von
Unter-14-Jährigen nicht gespei-
chert werden.

BDK-Landeschef Rupp sagte,
das Polizeigesetz müsse entspre-
chend geändert werden. Gespei-
cherte Fingerabdrücke von „In-
tensivtätern“ erleichterten etwa
Ermittlungen nach Wohnungs-
einbrüchen.

An Tatorten gefundene Ab-
drücke seien „unwiderlegbare
Beweise für eine Täterschaft“. Ju-
gendämter und Gerichte könnten
Maßnahmen zum Schutz vor ei-
ner weiteren kriminellen Karrie-
re einleiten.

Hierauf reagieren verantwort-
liche Politiker mit Presseer-
klärungen:

Saarbrücken, 26. März 2007
Peter Hans (MdL): CDU un-

terstützt Vorschlag des BDK –
Fingerabdrücke „tatverdächti-
ger“ Kinder zu speichern 

In der Landespressekonfe-
renz spricht sich Peter Hans, der
Fraktionsvorsitzende der CDU-
Fraktion im saarländischen
Landtag für den Vorschlag des
Bundes Deutscher Kriminalbe-
amter (BDK), Landesverband
Saarland,aus.Damit schließt sich
die CDU-Fraktion der Forde-
rung an, auch bei Kindern, die
das 14. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, die Abnahme
von Fingerabdrücken bei Tatver-
dacht zu ermöglichen.

Peter Hans: „Auch hier gilt:
Opferschutz geht vor Täter-
schutz, egal ob die Täter 12, 13, 14
oder 19 Jahre alt sind.Dem Opfer
ist in der Regel egal, wie alt der
oder die Täter sind.“ Durch die
Abnahme von Fingerabdrücken
kann man Serien bei Intensivtä-
tern dokumentieren und entspre-
chend agieren. „Letztendlich ist
dies eine Maßnahme zum Schutz
der Kinder. Denn viele junge
Straftäter werden von ihren El-
tern für die Straftaten benutzt.
Wenn man durch die Fingerab-
drücke Wiederholungstäter er-
kennt,kann man über die Jugend-
ämter Maßnahmen zum Schutz
dieser Kinder einleiten und gege-

benenfalls Diebesgut sicherstel-
len“,so der Fraktionsvorsitzende.

Daher wird die CDU-Frakti-
on bei der anstehenden Ände-
rung des Polizeigesetzes einen
entsprechenden Vorschlag ein-
bringen.

Saarbrücken, 28. März 2007
Günter Becker (MdL): Zah-

len sprechen für Erfassung von
Intensivtätern im Kindesalter

„Die vorliegenden Informa-
tionen sprechen klar für unsere
Position, junge Intensivtäter er-
kennungsdienstlich zu behan-
deln und die Daten zu spei-
chern“, erklärte der innenpoliti-
sche Sprecher der CDU-Fraktion
Günter Becker, MdL, mit Blick
auf die Verlautbarung, dass eine
stark steigende Zahl von Woh-
nungseinbrüchen von strafun-
mündigen Kindern zwischen
neun und 14 Jahren begangen
wurde.

Oft handelten Kinder unter
dem Druck von Erwachsenen,
die sie für Straftaten missbrauch-
ten. „Kinder werden gezielt in-
strumentalisiert, können nicht
belangt werden und auch die Er-
wachsenen bleiben unerkannt
und straffrei. Diese gefährliche
Entwicklung muss gestoppt wer-
den!“ Auch die Kinder würden
so zu Opfern. Opferschutz habe
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Sicherheitspopulismus am Beispiel der 
ED-Behandlung von Kindern
Ein Beitrag von Hugo Müller (zur Chronologie der Ereignisse)

Seit Frühjahr 2006 diskutieren wir im Saarland über ei-
nen Gesetzentwurf zur Änderung des SPolG mit dem Titel
„Gesetz zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit im Saar-
land“. Über ein Jahr hatten alle möglichen Beteiligten die
Gelegenheit, ihre fachlichen Auffassungen darzustellen.
Neben dem LKA und der LPD, die schon zu einem frühen
Zeitpunkt eingebunden waren, hatten insbesondere die

Gewerkschaften und Berufsvertretungen im Rahmen der
internen Anhörung Gelegenheit, bis Mitte Januar 2007 ih-
re Meinung zum Entwurf darzustellen, also auch weitere
Änderungen oder Ergänzungen einzufordern. Man hätte
„hundertfach“ sagen können, dass es da noch ein großes
Problem gibt, und man unbedingt noch eine Ergänzung der
ED-Behandlungs-Kompetenzen für Kinder braucht.

Fortsetzung auf Seite 2

Hugo Müller, GdP-Landesvorsitzen-
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auch in diesem Sinne erste Prio-
rität, so Becker, der Vorsitzender
des Innenausschusses des Land-
tages ist.

„Gerade auf junge Intensivtä-
ter muss möglichst früh einge-
wirkt werden, um kriminelle
Karrieren noch vor dem Erwach-
senenalter zu verhindern.“ Eine
enge Zusammenarbeit von Poli-
zei und Jugendämtern, wie sie be-
reits derzeit praktiziert werde, sei
dazu notwendig.

Die CDU-Landtagsfraktion
unterstützt einen Vorschlag des
Bundes Deutscher Kriminalbe-
amter (BDK), Landesverband
Saarland, auch bei Kindern, die
das 14. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, die Abnahme
von Fingerabdrücken bei Tatver-
dacht zu ermöglichen.

Im Rahmen der Landespres-
sekonferenz zur PKS 2006 am
Dienstag, 27. März 2007, wird
das Thema ebenfalls diskutiert.
Im abendlichen aktuellen Be-
richt wird dann festgestellt, dass
„die Zahl der Wohnungsein-
brüche im vergangenen Jahr
zwar zurückgegangen ist, aber
ganze Serien von Einbrüchen,
die von Kindern begangen wer-
den, der Polizei und dem Innen-
ministerium Sorgen machen.
Gegen 9- bis 14-jährige Einbre-
cher kann die Polizei kaum et-
was machen, weil sie nicht straf-
mündig sind.“

Ein verantwortlicher Teilneh-
mer wird sodann zitiert mit den
Worten: „Ganz eklatant ist ein
Fall eines 12-Jährigen, der hat
begonnen nach unseren Beob-
achtungen, auffällig zu werden –
wahrscheinlich hat er vorher
schon eingebrochen – am 30.
September des vergangenen Jah-
res und ist insgesamt 13-mal bis
zum Jahresende aufgefallen.“

Auch andere Debatten und
Forderungen nach einer Verän-
derung/Verschärfung der „Si-
cherheitsgesetze“ führten
schließlich zur GdP-Presseer-
klärung vom 16. April 2007: „Si-
cherheitspopulismus darf Fach-
lichkeit, Vernunft und Augen-
maß nicht ersetzen“ und der
Aufbereitung des Themas in der
Saarbrücker Zeitung am 20.
April 2007.

Es sei der Vollständigkeit hal-
ber erwähnt, dass derzeit von
mehreren Personen, die das 14.
Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, auf Basis des § 10 SPolG
im Rahmen einer entsprechen-
den ED-Behandlung erhobene
Daten in polizeilichen Dateien
gespeichert sind.

Für Donnerstag,14.Juni 2007,
hat der Ausschuss für Inneres,
Datenschutz, Familie, Frauen
und Sport zu einer Anhörung
zum Gesetzentwurf zur Er-
höhung der öffentlichen Sicher-
heit im Saarland eingeladen.Die
GdP wird natürlich die Gelegen-
heit wahrnehmen, ihre bereits
mehrfach veröffentlichten Posi-
tionen darzulegen. Wir werden
uns dabei stets bemühen, fach-
lich und kompetent unsere Auf-
fassungen konstruktiv kritisch
einzubringen.

LANDESJOURNAL

Saarbrücken. Mit großer Be-
troffenheit und Sorge nimmt die
Gewerkschaft der Polizei, Lan-
desbezirk Saarland (GdP), die
seit Wochen anhaltende Debatte
um die Veränderung/ Erweite-
rung von Kompetenzen der Si-
cherheitsorgane bzw. Verbesse-
rung der Sicherheitslage in
Deutschland zur Kenntnis. Na-
hezu täglich gibt es neue Vor-
schläge, die allerdings leider oft
nur wenig „Tiefgang“ haben.
Automatisierte Abfrage von
Passbildern oder Abnahme von
Fingerabdrücken aller Bürgerin-
nen und Bürger zur Speicherung
in einer zentralen Fingerab-
druckdatei und Nutzung zu
Fahndungszwecken werden als
Ideen genauso „aus der Hüfte
geschossen“ wie etwa die Unter-
bringung von Tätern im Kindes-
alter in geschlossenen Heimen
oder ihre künftige erkennungs-
dienstliche Behandlung. Hierzu
erklärt der GdP-Landesvorsit-
zende Hugo Müller: „Wir erle-
ben derzeit einen schlimmen Si-
cherheitspopulismus, der offen-
sichtlich eher darauf angelegt ist,
die Hoheit an den Stammtischen
zu erlangen, denn ernsthaft die
Sicherheitslage zu verbessern.
Leider spielt auf diesem ‚Basar
der Möglichkeiten‘ die Idee ei-
ner an unseren Verfassungsprin-
zipien orientierten Austarierung
der Grenzen zwischen Sicher-
heit und Freiheit eine unterge-
ordnete Rolle. Es ist oft nicht er-
kennbar, dass für die teilweise
sehr weit reichenden Ideen die
Fach- und Sachkunde der Si-
cherheitsbehörden eingeholt
oder um die Akzeptanz in der
Bevölkerung gerungen wird.“
Bisweilen sind die Vorschläge
sogar von eklatanten Mängeln
an Sach- und Fachkenntnis ge-
prägt. So gab es etwa am 25.
März im Zusammenhang mit der
derzeitigen Debatte um die Fort-

entwicklung des saarländischen
Polizeigesetzes SPolG einen
spontanen und unüberlegten
Vorschlag des Bundes Deut-
scher Kriminalbeamter (BDK),
in das SPolG doch die Befugnis
zur Abnahme und Speicherung
von Fingerabdrücken junger
Tatverdächtiger unter 14 Jahren
aufzunehmen, weil dies bislang
nicht zulässig sei,gerade aber bei
„Intensivtätern im Kindesalter“
solche gespeicherten Daten et-
wa Ermittlungen nach Woh-
nungseinbrüchen erleichterten.
Auch der Umstand, dass verant-
wortliche Politiker tags darauf
den Vorschlag bereitwillig auf-
griffen, muss überraschen, denn
das derzeitige saarländische Po-
lizeigesetz erlaubt bereits jetzt in
den §§ 10, 26 und 30 SPolG die
erkennungsdienstliche Behand-
lung, also insbesondere die Ab-
nahme von Fingerabdrücken,
bei „Personen, die dringend ver-
dächtig sind, eine mit Strafe be-
drohte Tat begangen zu haben“.
Auf die Strafbarkeit kommt es
hier eben nicht an, und so kön-
nen dies, im Gegensatz zur ED-
Behandlung nach § 81 b StPO,
auch Strafunmündige, also Kin-
der sein. Die Speicherung dieser
Daten setzt dann in der logi-
schen Konsequenz eine entspre-
chende Zukunftsprognose vor-
aus, also „Anhaltspunkte, dass
diese Personen zukünftig
Straftaten begehen werden“,
was bei sog. Intensivtätern im
Kindesalter – bezogen auf die
Zeit nach Vollendung des 14. Le-
bensjahres und dem damit ver-
bundenen Eintritt der Strafmün-
digkeit – umso eher möglich ist,
je geringer die Altersdistanz zum
vollendeten 14. Lebensjahr ist.
Es geht auch anders, bzw. besser.
So hat offensichtlich das saarlän-
dische Innenministerium im
Rahmen des vorgesehenen An-
hörungsverfahrens die auch von
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Redaktionsschluss für die Ju-
li-Ausgabe unseres Landesteils
ist der 8. Juni 2007.
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GdP-PRESSEMITTEILUNG VOM 16. APRIL 2007

Sicherheitspopulismus
darf Fachlichkeit,
Vernunft und Augenmaß
nicht ersetzen
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der GdP geäußerten Bedenken
nachvollzogen und „im Rahmen
einer erneuten Prüfung des Ent-
wurfs weitgehend entkräftet“.
Konkret hat man von dem ur-
sprünglichen Vorhaben, zur Ab-
wehr einfacher Gefahren neben
der Vollzugspolizei auch den
Ortspolizeibehörden die Kom-
petenz zur Videoüberwachung
zuzuweisen, Abstand genom-
men. Hierzu Hugo Müller: „Das
ist ein großer Schritt in die richti-
ge Richtung. Es tut gut zu erfah-
ren, dass Anhörungsverfahren
nicht nur der Form halber durch-
geführt werden, sondern gute
Argumente tatsächlich auch
noch Wirkung entfalten.“ Nach
wie vor gilt es schließlich, im
Bund wie in den Ländern bei
den Polizeien eine ausreichende
Personalausstattung anzumah-
nen.Es wirkt völlig widersprüch-
lich, wenn ständig neue Sicher-
heitspakete geschnürt werden,
das Personal hierfür aber ab-
nimmt und überaltert. Hugo
Müller weiter: „Die Polizei hat
im Saarland mit dem Phänomen

,häusliche Gewalt‘ ein neues zu-
sätzliches Aufgabengebiet über-
nommen. Sie hat mit der KPI so-
wie der Abteilung Staatsschutz
im LKA neue Dienststellen per-
sonalisieren müssen. Sie steht
vor der Umsetzung eines neuen
Programms ,junge Intensivtä-
ter‘. Sie musste in den vergange-
nen Jahren Großeinsätze wie
Fußball-WM oder Deutscher
Katholikentag bewältigen, ein-
hergehend mit einer beachtli-
chen Zahl von Einsatz- bzw.
Mehrdienststunden. Sie steht
auch im Jahr 2007 vor diversen
Großeinsätzen, etwa im Zusam-
menhang mit dem G-8-Gipfel
oder dem 50. Geburtstag des
Saarlandes. Sie wird schließlich
die neue Führungs- und Lage-
zentrale FLZ personell ausstat-
ten müssen. Für all diese Aufga-
ben muss auch qualifiziertes und
ausreichendes Personal zur Ver-
fügung stehen. Insofern müssen
die derzeit geplanten Einstel-
lungszahlen in die saarländische
Polizei überdacht werden.“

Der Landesvorstand

drücke von unter 14-Jährigen
abnehmen und speichern darf.
Nach Paragraph 10 Polizeigesetz
ist dies dann erlaubt, wenn das
Kind „dringend verdächtigt ist,
eine mit Strafe bedrohte Tat be-
gangen zu haben“,und wenn we-
gen der Schwere der Tat und der
Persönlichkeit des Täters eine
Wiederholungsgefahr besteht.
Auch der einschlägige Kom-
mentar zum Saar-Polizeigesetz
und ein Beschluss des Oberver-
waltungsgerichts Münster zu ei-
ner identischen Bestimmung im
nordrhein-westfälischen Polizei-
gesetz gehen von dieser Rechts-
lage aus. BDK-Landeschef
Michael Rupp begründet seine
gegenteilige Auffassung mit Pa-
ragraph 30 Absatz 2 des Saar-
Gesetzes, wonach eine Daten-
speicherung der Vorbeugung
von „Straftaten“ dienen müsse.
Unter 14-Jährige, so Rupp,
könnten wegen ihrer Strafun-
mündigkeit gar keine Straftaten

begehen, sodass eine Speiche-
rung unzulässig wäre. Der vom
BDK angeführte Absatz regelt
nach dem genannten Geset-
zeskommentar jedoch einen an-
deren Sachverhalt, nämlich das
Anlegen einer „Kriminalakte“
über strafmündige – also über
14-jährige – Personen, gegen die
bereits ein Strafverfahren an-
hängig war. Die Kriminalakte
umfasst neben Fingerabdrücken
und Lichtbildern regelmäßig
zahlreiche weitere personenbe-
zogene Informationen. Dies
scheint nun auch der Innenmi-
nisterin klar geworden zu sein.
Auf Anfrage räumte ihr Spre-
cher ein, dass es der Polizei
durchaus erlaubt sei, Daten von
unter 14-Jährigen zu speichern,
nicht aber von unter 12-Jähri-
gen, da diese nicht innerhalb der
„Speicherungsfrist“ von zwei
Jahren strafmündig würden. Da-

LANDESJOURNAL

GdP-PRESSEMITTEILUNG VOM 16. APRIL 2007

Kramp-Karrenbauer: Polizei
darf Fingerabdrücke von Kin-
dern schon jetzt speichern.

Entgegen den bisherigen An-
gaben der CDU ist es der Polizei
schon jetzt erlaubt, Fingerab-
drücke von Kindern unter 14
Jahren zu speichern. Das be-
stätigte das Innenministerium.

Saarbrücken. Seit kurzem be-
stimmt ein Vorschlag des Bun-
des Deutscher Kriminalbeamter
(BDK) die Debatte über das
neue Polizeigesetz. BDK-Lan-
deschef Michael Rupp forderte
am 25. März – zwei Tage vor der
Kabinettssitzung zum Gesetzes-
projekt –, man müsse der Polizei
das Speichern von Fingerab-
drücken von unter 14-jährigen
„Intensiv-Tätern“ erlauben, die

Wohnungseinbrüche und Ge-
waltdelikte begehen. Etliche
CDU-Politiker – Günter Becker,
Peter Hans,Innenministerin An-
negret Kramp-Karrenbauer und
schließlich auch Ministerpräsi-
dent Peter Müller – stellten sich
sogleich hinter die BDK-Forde-
rung, die freilich in dem etwa
zeitgleich vorgestellten Entwurf
der Innenministerin für das
neue Gesetz noch gar nicht ent-
halten ist. Die rot-gelb-grüne
Opposition reagierte mit dem
bekannten Pawlowschen Re-
flex: Sie lehnte den Vorstoß
empört ab. Dabei fiel weder der
CDU noch der Opposition, son-
dern allein der Gewerkschaft
der Polizei (GdP) auf, dass die
Polizei schon jetzt Fingerab-
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Innenministerin
korrigiert CDU
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her müsse man gleichwohl das
Gesetz ändern. Fakt ist indes,
dass es für die Speicherung der
Fingerabdrücke von Kindern
gleich welchen Alters nur eine
zweijährige „Prüffrist“ gibt.
Nach deren Ablauf ist zu prüfen,
ob der Grund für die Speiche-
rung fortbesteht. Unklar bleibt
damit, wie das Ministerium zu
seiner jetzigen Ansicht gelangt

ist, dass grundsätzlich nur Daten
von mindestens zwölfjährigen
Kindern gespeichert werden
dürften. Ohnehin hatte vor dem
BDK-Vorstoß im Innenressort
offenbar niemand ein solches
Problem erkannt. Obwohl man
dort schon seit über einem Jahr
mit der Ausarbeitung des neuen
Polizeigesetzes befasst ist.

Quelle: Saarbrücker Zeitung
vom 20. April 2007, Seite B 2,
Redakteur Norbert Freund

Zur Person: Mein Name ist
Erwin Schmidt und ich werde im
Juni dieses Jahres 47 Jahre alt.
Zum 1.August vollende ich mein
30. Dienstjahr bei der saarländi-
schen Polizei. Nach Abschluss
meiner Ausbildung entschied
ich mich ab 1.Februar 1982 zu ei-
ner Verwendung als Sachbear-
beiter im Wach- und Streifen-
dienst. Ich verrichtete ab diesem
Zeitpunkt meinen Dienst vor-
erst beim damaligen Polizeire-
vier in Neunkirchen und an-
schließend beim Polizeirevier in
Nohfelden/Türkismühle. Seit
dem 1. März 1984 gehöre ich der
heutigen Polizeibezirksinspekti-
on St. Wendel mit immer noch
gleicher Verwendung an.

Ich habe mich bewusst und
gewollt für die Verwendung als
Sachbearbeiter im Wach- und
Streifendienst entschieden, weil
mir diese Tätigkeit viel Spaß
macht und ich ihr einen sehr ho-
hen Stellenwert einräume.

Ich bin sogar der Meinung,
dass sie eine der wichtigsten
Tätigkeiten im Spektrum der
polizeilichen Arbeit darstellt, da
hier mitunter die verantwor-
tungsvollsten Entscheidungen
getroffen werden müssen, und
zwar zu jedem Zeitpunkt und
auch unter den schwierigsten
Bedingungen. Hierbei denke ich
an den oft bestehenden Zeit-
druck (z. B. akute Gefahrenla-
ge), den Zeitpunkt (nachts) und
an die körperlichen und psychi-
schen Belastungen.

Ich habe mir während meiner
Dienstzeit viele Gedanken über
meinen Beruf und die damit ver-
bundenen Begleiterscheinun-
gen gemacht,diese jedoch nie ei-
ner großen Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht. Es sei mir
nunmehr nach fast 30 Dienstjah-

ren erlaubt, meine Gedanken
und Überlegungen in kritischer
und sachlicher Form zu Papier
zu bringen und vielen Kollegen,
als auch Verantwortlichen und
Entscheidungsträgern der saar-
ländischen Polizei, zu übermit-
teln.

Bei diesem Vorhaben wurde
ich durch die Tatsache bekräf-
tigt, dass zum einen momentan
in den Reihen der saarländi-
schen Polizei eine noch nie da
gewesene schlechte Stimmung
herrscht und zum anderen viele,
mit Kollegen geführte Ge-
spräche von großem Frust und
hoher Unzufriedenheit zeugen.

In Kenntnis um diesen Um-
stand glaube ich auch im Namen
vieler Kollegen, insbesondere
derer im Wach- und Streifen-
dienst sprechen zu können und
zu dürfen.

Der ein oder andere Leser
dieses Schreibens mag vorweg
sagen, was beschwert sich der
Kollege im Wach- und Streifen-
dienst, er hätte sich doch im Ver-
laufe seiner Dienstzeit eine an-
dere Verwendung suchen kön-
nen. Dies mag zutreffen. Ich hin-
gegen habe mich für eine solche
Verwendung aus den zuvor ge-
nannten Gründen entschieden,
und möchte daher, es mag viel-
leicht etwas egoistisch erschei-
nen, meine Überlegungen und
Gedanken aus meiner Sicht dar-
legen.

Es sei auch jedem Kollegen aus
einem anderen Verwendungsbe-
reich gestattet, dies zu tun.

Um in meinen Überlegungen
fortzufahren, möchte ich im Ein-
zelnen auf die Aspekte
● Wach- und Streifendienst
● Beurteilungen und Beförde-

rungen
eingehen.
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Der Besucherandrang war
riesig im Deutsch-Französischen
Garten. Bei sommerlichen Tem-
peraturen fanden insgesamt
rund 10 000 Menschen den Weg
zur zentralen Maifeier des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes
Saar. Und wieder gelang es den
Verantwortlichen des DGB,eine
gelungene Mischung aus Protest
und Fest auf die Beine zu stellen.

Insgesamt fanden bundesweit
mehr als 450 Veranstaltungen
statt, an denen sich deutlich
mehr als eine halbe Million
Menschen beteiligten. Das Mot-
to lautete: „Du hast mehr ver-
dient! Mehr Respekt! Soziale
Gerechtigkeit! Gute Arbeit“

Zentrale Themen der Reden
von Eugen Roth und Ulrich
Küppers waren die Rente mit 67,
der gesetzliche Mindestlohn, die
Bergbauproblematik, die Mitbe-
stimmung und die Langzeitar-
beitslosigkeit. Hierzu forderte
Eugen den Einstieg in einen dau-
erhaft geförderten öffentlichen
Beschäftigungssektor, den so ge-
nannten „dritten Arbeitsmarkt“,
der im Übrigen auch von der
evangelischen und der katholi-
schen Kirche unterstützt werde.

Dass sich auch die GdP mit ei-
ner Delegation an der Maifeier
beteiligte war – wie jedes Jahr –
eine Selbstverständlichkeit.

D. S.

1. MAI

LESERMEINUNG

10 000 kommen zur
Maifeier in den DFG

Polizeikommissar (ÜL) und
Sachbearbeiter im 
Wach- und Streifendienst –
Polizist im Abseits?
Überlegungen von Erwin Schmidt

Drei GdP-Pensionäre! Aber immer noch sehr aktiv! Einfach Klasse!
Foto: GdP
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Wach- und Streifendienst

Ich habe mittlerweile den
Eindruck, dass die Verwendung
im Wach- und Streifendienst als
unattraktiv und unangenehm
angesehen wird, und dieser
Dienst in der Öffentlichkeit und
auch in Polizeikreisen keinen
hohen Stellenwert einnimmt.

Fakt ist, dass der Wach- und
Streifendienst völlig überaltert
ist und auch für die Beamten fast
keine Beförderungsmöglichkei-
ten mehr bestehen. Viele junge
Kollegen entscheiden sich be-
reits nach kurzer Verwendung
auf der Wache für ein anderes
Arbeitsfeld. Dies gilt auch für
Kollegen, welche schon längere
Zeit Wachdienst verrichtet ha-
ben.

Woran liegt das?
Für mich ist dieser Umstand

völlig klar.
Der Wach- und Streifendienst

wird immer mehr belastet und
auch abgewertet.

Hierzu möchte ich nur einige
gewichtige Gründe anführen:
● vermehrte Wochenenddienste

● zunehmende Gewaltbereit-
schaft beim polizeilichen Ge-
genüber

● Abstellung von Kollegen der
Wache zu SEE-Einsätzen
oder Unterstützung der Kri-
minaldienste, Polizeiwachen
und Polizeiposten bei Ausfall
von Kollegen wegen Krank-
heit oder sonstigen Anlässen,

● Auswirkung: Schwächung der
Dienststärken auf den Wa-
chen und Mehrbelastung der
Dienst verrichtenden Kolle-
gen

● vermehrte überzogene Ein-
sätze bei Großveranstaltun-
gen außerhalb des normalen
Wachdienstes

● Einbußen hinsichtlich der
Freizeitgestaltung

● Wegfall des Urlaubsgeldes
und Kürzung des Weihnachts-
geldes

● eine völlig unzureichende und
unbefriedigende DUZ-Rege-
lung

● keine bzw. sehr schlechte Per-
spektiven hinsichtlich Beför-
derungen

● Es wären noch viel mehr
Gründe anzuführen, was je-

doch jetzt zu weit führen wür-
de.
Mir stellt sich, ohne respekt-

los sein zu wollen, folgende pro-
vokative Frage:

„Können sich Außenstehen-
de, damit meine ich Politiker,
Führungskräfte sowie Entschei-
dungsträger der saarländischen
Polizei überhaupt vorstellen,
was ein Wach- und Streifenbe-
amter mittlerweile leisten muss,
und wird seine Arbeit und sein
Engagement dementsprechend
gewürdigt und honoriert?“

Ein gewisser Teil der Polizei-
arbeit spiegelt sich in der Krimi-
nal- und Unfallstatistik wider
und lässt sich dadurch auch pro-
blemlos dokumentieren. Den
größten Teil der Arbeit im Wach-
und Streifendienst stellen jedoch
die Tätigkeiten dar,welche ledig-
lich in Form von ELT- oder LBS-
Einträgen ihre Wiedergabe fin-
den. Können sich Außenstehen-
de überhaupt vorstellen, wie viel
Arbeit und Zeit sehr oft mit ei-
nem „1 bis 2-seitigen LBS- oder
ELT-Eintrag“ verbunden sind?

Ich kann es beurteilen.
Oftmals handelt es sich hier-

bei um zeit- und nervenrauben-
de Einsätze, welche nicht in ir-
gendwelchen Statistiken auftau-
chen und somit auch keine
große Außenwirkung haben.

Es sind jedoch Einsätze, bei
denen Wach- und Streifenbeam-
te ihr ganzes Engagement, ihre
Ausdauer, ihre Erfahrung und
ihre Improvisationsfähigkeit un-
ter Beweis stellen müssen, was
letztendlich meist zur Zufrie-
denheit des hilfesuchenden und
in Gefahr befindlichen Bürgers
führt.

Gewiss, es ist die Aufgabe ei-
nes Polizeibeamten solche
Einsätze zu bewältigen. Aber
wer honoriert sie entsprechend?
Selten ist dies aus den eigenen
Reihen der Fall, noch seltener
honoriert es der betroffene Bür-
ger.

Ein weiterer Aspekt stellt die
Belastung im Wach- und Strei-
fendienst dar.

Es kommt oft genug vor, dass
im Verlaufe des Dienstes, insbe-
sondere während der Nacht-
dienst- bzw. Frühdienstwochen-
enden,enorme körperliche,geis-
tige und psychische Anforde-

rungen an den Beamten im
Wachdienst gestellt werden. Es
werden Einsätze anlässlich töd-
licher Verkehrsunfälle, häusli-
cher Gewalt, Widerstandshand-
lungen, Unterbringung psy-
chisch kranker Menschen, Op-
fer- und Angehörigenbetreuung,
Beratung in Ehe- und Erzie-
hungsfragen etc. geleistet, die in
dieser Zusammensetzung oft
während einer Schicht auftre-
ten, um nur einige zu nennen.
Hinzu kommt der Umstand,
dass der Bürger mittlerweile im-
mer unmündiger, unselbständi-
ger und verantwortungsloser
wird. Dies führt dazu, dass der
Bürger („Ich habe da mal ein
Problem“) rund um die Uhr die
Polizei aufsucht, sein Problem
ablädt und der Polizist auf der
Wache sich diesem annimmt.
Oftmals besteht in diesem Zu-
sammenhang kein polizeiliches
Handlungsbedürfnis, jedoch der
Polizist auf der Wache ist mitt-
lerweile ein Dienstleistender,
der immer funktionieren und
auch immer eine Lösung parat
haben muss. Er ist sehr oft auch
ein „Weltmeister im Improvisie-
ren“.

Der Polizist auf der Wache
kann aber oftmals nicht helfen
bzw. es fehlen ihm die nöti-
gen rechtlichen Möglichkeiten.
Dann schlägt ihm, dem Freund
und Helfer in jeder Situation
und zu jeder Tages- und Nacht-
zeit,oftmals der Unmut des Bür-
gers entgegen.

Es ist erstaunlich, wie der Be-
amte die Fülle dieser unter-
schiedlichsten Einsätze (es wer-
den hierbei die unterschiedlichs-
ten Rechtsgebiete tangiert) und
die damit verbundenen oftmals
fast nicht mehr zu ertragenden
Begleitumstände bewältigt und
meistert. Auch hier möchte ich
nochmals anführen, dass dies
nur jemand beurteilen kann, der
als Polizist auf der Wache seinen
Dienst verrichtet.

Beurteilungen und
Beförderungen

Mit Einführung der zweige-
teilten Laufbahn wurde die Zu-
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Leander Riefer, unser langjähriges GdP-Mitglied, ist ab Mai Ruheständler.
Mit Leander geht ein geradliniger Kollege von Bord. Alles Gute! Thomas
Ehlhardt. V. l.: Hubert Zimmer, Ralf Barrois, Leander Riefer u. Thomas Ehl-
hardt bei der Überreichung der Ruhestandsurkunde und der GdP-Uhr.

Foto: GdP WND

KG ST. WENDEL
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lage für Beamte der Besol-
dungsgruppe A/9 m. D. „zu Gra-
be“ getragen. Die zweigeteilte
Laufbahn ist über Jahre hinaus
gefordert worden und die For-
derer und Betroffenen waren
danach auch sehr zufrieden,
meines Erachtens jedoch leider
auch geblendet. Ich frage mich:
„Hat man sich gleichzeitig auch
Gedanken darüber gemacht,
was mit den Kollegen geschieht,
die sich jetzt  ,Kommissare‘ nen-
nen dürfen, aber nie mehr eine
Zulage erhalten werden?“

Am 1.April 2004 wurde ich im
Zuge dieser Laufbahnverände-
rung folglich nach 22 Dienstjah-
ren in die Besoldungsgruppe
A/9 g. D. übergeleitet. Vor Jah-
ren noch kamen ältere Kollegen
im Alter zwischen 47 und 52 Jah-
re,oder sogar noch später, in den
Genuss der Zulage A/9 m. D.

Die momentanen Beurtei-
lungsaussichten gestalten sich
jedoch so, dass der übergeleitete
„Kommissar“ (spaßeshalber
verwende ich auch schon mal
den Begriff: „Kommissar mit
Gefrierstern“) mittlerweile nur
noch in den Genuss einer Beför-
derung kommen kann, wenn er
eine „Doppel-Zwei“ vorweisen
kann. Wer kann das noch? Auch
ich kann das nicht, obwohl ich
mir während meiner Dienstzeit
nie habe etwas zu Schulden
kommen lassen und meinen
Dienst gewissenhaft und verant-
wortungsvoll verrichtet habe.

Realität ist es doch, dass ich
alle drei Jahre mit einem neuen
Dienststellenleiter (2. Beurtei-
ler) und einem neuen Vertreter
(1. Beurteiler) zusammen arbei-
te, denen es jedoch in einem
solch kurzen Zeitraum fast nicht
möglich ist, mich als untergeord-
neten Mitarbeiter kennen zu ler-
nen und sich ein Bild von mir zu
machen.

Die Folge war,dass fast anläss-
lich jeder Beurteilung jemand
anderes diese erstellen musste.

Mir wurde bei jeder Beurtei-
lung durch den 1. Beurteiler dar-
gelegt, dass ich nach seiner und
nach Meinung anderer Perso-
nen, die meinten, mich beurtei-
len zu können, zweifelsfrei ein
„Zweier-Mann“ sei, aber mo-

mentan ich nicht mit einer
„Zwei“ beurteilt werden kann.

Als Gründe wurden ange-
führt, dass zum einen noch viele
dienst- und lebzeitältere Kolle-
gen vor mir rangieren würden,
und zum anderen ich mit Sicher-
heit bei der nächsten Beurtei-
lung durchaus die Beurteilungs-
note „Zwei“ erhalten könnte.

Anfangs gab ich mich mit sol-
chen Aussagen noch zufrieden
und optimistisch, und ich moti-
vierte mich aufs Neue in Hin-
blick auf den nunmehr bevorste-
henden Beurteilungszeitraum,
d. h. ich arbeitete wie alle Jahre
zuvor, kontinuierlich weiter.

Nach mehreren negativen Er-
lebnissen in Bezug auf Beurtei-
lungen bin ich dann irgendwann
zu der Auffassung und der Über-
zeugung gelangt, dass, egal wie
viel und wie gut ich arbeite, dies
völlig ohne Belang ist. Ich habe
manchmal die Welt nicht mehr
verstanden und wusste nicht,wie
ich mich weiterhin verhalten
sollte. Ich stellte mir damals und
auch jetzt die Frage: „Werde ich
überhaupt noch als vollwertiger
Mensch,bzw.Polizeibeamter be-
handelt und kann es sein, dass
man mich zu veralbern ver-
sucht?“

Weiterhin habe ich festge-
stellt, dass die Mitentschei-
dungskompetenz der Dienst-
gruppenleiter bei der Erstellung
der Beurteilungen immer mehr
beschnitten wird, obwohl diese
Tag für Tag mit uns Dienst ver-
richten, und darin begründet am
ehesten eine Beurteilung abge-
ben können.

Aufgrund der angeführten
Gesamtumstände drängt sich
mir erneut eine Frage auf:

„Welche Zukunftsperspekti-
ven habe ich mittlerweile noch
in meinem Beruf, und bringe ich
für den Rest meiner Dienstzeit
noch genügend Verständnis für
gewisse Dinge auf und kann ich
mich noch genügend motivie-
ren?“

Um es in der Fußballsprache
auszudrücken, ich fühle mich
mittlerweile ganz einfach „ins
Abseits“, wenn nicht sogar
„ganz vom Platz“ gestellt.

Dem Leser dieser Zeilen
möchte ich jedoch versichern,
dass ich nicht aufgeben und mei-

nen verantwortungsvollen
Dienst als Sachbearbeiter im
Wach- und Streifendienst wei-
terhin gewissenhaft verrichten
werde. Ich habe mich, wie schon
erwähnt, für diese Tätigkeit aus
Überzeugung entschieden und
benötige auch niemanden, der
mich motiviert, ansonsten hätte
ich bei der saarländischen Poli-
zei nichts mehr zu suchen.

Abschließend möchte ich be-
tonen, dass ich mit meinem
Schreiben dem einen oder ande-
ren Leser nicht zu nahe treten
und auch nicht als respektlos er-
scheinen möchte.

Ich bin einfach nur der Mei-
nung, dass man sich dem herr-
schenden Frust, der Unlust und
den schlechten Beurteilungs-

und Beförderungsaussichten
nicht taten- und kommentarlos
ergeben sollte, denn wer seine
Meinung nicht mehr artikuliert,
nicht mehr mit anderen spricht
und gewisse Dinge nicht mehr
offen anspricht, der lebt nicht
mehr.

Ich möchte vielmehr bewir-
ken, dass man den Polizisten im
Wach- und Streifendienst wie-
der wahrnimmt, ihn etwas mehr
respektiert, seinen Dienst wie-
der aufwertet und attraktiver
macht und nicht zu vergessen,
seine über Jahre hin geleistete
Arbeit anerkennungsvoll hono-
riert.
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BEREITSCHAFTSPOLIZEI

Seltene Ehrungen bei Polizei-
Hundertschaft im Einsatz / Zu-
vor mutmaßlichen Brandstifter
auf Osterwiese gestellt.

Eydelstedt (rr). Nach „einer
unterhaltsamen Nacht“ rief der
Führer der „Einsatzhundert-
schaft Saarland“, 1. Polizei-
hauptkommissar Roland Hoff-
mann, „seine“ Frauen und Män-
ner im Block 11 der Hülsmeyer-
Kaserne zur „Einsatzbespre-
chung“ zusammen. Die hatte
nach der Rückkehr vom EU-
Außenministertreffen in Bre-
men (wir berichteten) nochmals
„besonderes Gewicht“, wie der
Hundertschaftsführer gemein-
sam mit seinem Stellvertreter,
Polizeihauptkommissar Berno
Scherer, betonte. Es standen Be-
förderungen an. Und es sei recht
selten, dass diese mitten im Ein-
satz vorgenommen würden. In
seinen 37 Dienstjahren erlebe er
dies erst zum dritten Mal, stellte
Hoffmann heraus und freute

sich, in diesem Fall die saarländi-
sche Innenministerin „vertre-
ten“ zu dürfen.

Mit der freundschaftlichen
Bitte „bleibt nette Menschen
und Kollegen“, wurden Markus
Henzmann aus Saarbrücken
zum Polizeihauptkommissar,
Jens Erich Lenhoff aus Illingen
zum Polizeioberkommissar und
Rainer Herbert Schmitt aus Il-
lingen zum Polizeihauptmeister
ernannt. Die entsprechenden
Diensturkunden wurden mit
dem Ortsnamen Barnstorf un-
terzeichnet, womit der nun Ein-
zug in die saarländische Polizei-
geschichte hält.

Noch eine Gemeinsamkeit
hatte der 1. Polizeihauptkom-
missar entdeckt: „Die Bundes-
straße 51, die führt von
Barnstorf bis in unser Saarland
und dann bis zur französischen
Grenze.“ Nicht nur deshalb war
Fleckensbürgermeister Peter
Luther zum Zeremoniell einge-

Samtgemeinde-Schlipse
für Saarländer
Von Rolf Schäfer, Diepholzer Kreisblatt, 
Ausgabe 3. April 2007
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laden worden. „25 von 32
Dienstjahren habe ich in dieser
Kaserne verbracht und bin hier
sieben Mal befördert worden“,
verriet der Hauptmann im Ru-
hestand den aktiven Ordnungs-
hütern. Ihnen stellte er die hei-
mischen Kommunen mit den
Worten „in Barnstorf ist die
Welt noch in Ordnung“ vor und
rührte dabei die Werbetrommel
für das Ballon-Fahrer-Festival
am zweiten August-Wochenen-
de.

Für die drei Beförderten hat-
te er als Geschenke drei Krawat-
ten mit dem Wappen der Samt-
gemeinde Barnstorf mitge-
bracht: „Damit sie diesen Au-

genblick nie vergessen.“ „Wir
haben von ihrer schönen Ge-
meinde eigentlich nichts mitbe-
kommen, außer bei der An- und
Abfahrt,“ bedauerte Hundert-
schaftsführer Hoffmann und
spannte nochmals den Bogen
zur zurückliegenden „unterhalt-
samen Nacht.“ In der hatten An-
gehörige der „Einsatzhundert-
schaft Saarland“ auch einen
mutmaßlichen Brandstifter auf
der Bremer Osterwiese festge-
nommen. Der hatte nach Aussa-
gen von 1. Polizeihauptkommis-
sar Hoffmann bereits mehrere
Container angesteckt und sei
beim Zugriff gerade dabei gewe-
sen, Feuer unter einem Wohnan-
hänger eines Schaustellers, der
in diesem geschlafen habe, zu le-
gen. Gegen den Mann sei Haft-
befehl erlassen worden. Zudem
seien im Umfeld des EU-

Außenministertreffens Dutzen-
de von Personen überprüft wor-
den. Hoffmann: „Erstaunlich, je-
de zweite war schon einmal poli-
zeilich in Erscheinung getre-
ten.“ Alltag für die saarländi-
sche Hundertschaft, die in den
Tagen zuvor in Berlin die Politi-
ker rund um Bundeskanzlerin
Angela Merkel bei der EU-Ju-
biläumsfeier geschützt und „so
ganz nebenbei“ auch noch eine
Kurden-Demo im Stadtteil
Kreuzberg begleitet hatte. In der
Bundeshauptstadt hatten die
Polizeikräfte in einem Vier-Ster-
ne-Hotel genächtigt – in Eydel-
stedt auf DRK-Pritschen in ei-
ner ehemaligen Kaserne. Den-

noch galt der Dank der Saarlän-
der, von rauschendem Beifall
begleitet,bevor sie sich auf ihren
650 Kilometer langen Heimweg
machten, den heimischen Ob-
jektbetreuern, den Polizeiober-
kommissaren Udo Schmale aus
Drentwede und Christoph Plate
aus Klein Lessen: „Ihr habt uns
das Leben hier so angenehm wie
möglich gemacht…“

Diebstahlskriminalität

Betrachtet man die Anteile
der jeweiligen Deliktgruppen
zueinander, so wird die PKS
durch die Diebstahlsdelikte
dominiert. Im Jahr 2006 wur-
den 31 130 Diebstähle (+ 1,2%)
registriert. Davon war der über-
wiegende Teil (18 113) dem ein-
fachen Diebstahl (– 5,9%) zuzu-
rechnen. 6155 Ladendiebstähle
(– 5,0%) wurden davon der Poli-
zei bekannt.

Die Zunahme bei der Dieb-
stahlskriminalität insgesamt
stammt von Veränderungen bei
den Diebstählen unter erschwe-
renden Umständen. Dort war
bei den Diebstählen aus Kfz
(= 3634 Taten) eine Zunahme um
841 Fälle (+ 30,1%) sowie bei
den Diebstählen in/aus Dienst-,
Büro-, Werkstatt- und Lagerräu-
men ein Anstieg gegenüber dem
Vorjahr um 558 Delikte auf 2625
Fälle (+ 27%) zu verzeichnen.Die
Zuwächse hängen zum einen mit
der angestrebten Erlangung von
mobilen Navigationsgeräten bzw.
auch von Handys zusammen,zum
anderen mit der Entwicklung der
Rohstoffpreise für Metalle, die
bundesweit zu einem Anstieg der
Einbrüche insbesondere in Fir-
men zur Erlangung von Wertme-
tallen geführt hat.So wurden 2006

624 Navigationsgeräte und 458
Handys aus Kraftfahrzeugen ge-
stohlen.

Die Zahl der Wohnungsein-
brüche ist gegenüber dem Vor-
jahr um 38 Fälle auf 1669 Fälle
(– 2,2%) zurückgegangen. Be-
trachtet man für dieses Delikt-
feld einen Zehnjahreszeitraum,
so liegen die Fallzahlen zwischen
dem Tiefstand von 1063 Ein-
brüchen im Jahr 2001 und dem
Höchststand von 2176 Taten im
Jahr 1997.

Auffallend ist, dass es sich bei
616 Fällen (= 36,9% Anteil) um
versuchte Einbruchsdiebstähle
handelt. Dies belegt, dass sich
Präventionsmaßnahmen der Po-
lizei, wie etwa Angebote zur
technischen Beratung für Ein-
bruchsschutz oder Aufklärungs-
aktionen wie „wachsamer Nach-
bar“ Wirkung zeigen.

Gewaltkriminalität,
Rohheitsdelikte

In der Gruppe der Gewaltkri-
minalität werden Straftaten mit
hohem Gewaltpotenzial aufge-
führt. Dazu gehören u. a. Mord,
Totschlag, Vergewaltigung,
Raub und die qualifizierten
Körperverletzungsdelikte. Die-
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v. l.: Roland Hoffmann, Markus Henzmann, Udo Schmale, Jens Erich Len-
hoff, Rainer Herbert Schmitt, Christoph Plate, Peter Luther, Berno Sche-
rer Foto: Rolf Schäfer

POLIZEILICHE KRIMINALSTATISTIK

Entwicklung der
Kriminalität im Jahre 2006
Von Christof Baltes

Nach Bekanntgabe der Basisdaten der polizeilichen Kri-
minalstatistik (PKS) zu Beginn des Jahres, veröffentlichte
die Innenministerin, Frau Kramp-Karrenbauer, Ende März
die Details der PKS für das Jahr 2006. Demnach sind im
Saarland gegenüber dem Vorjahr die Straftaten von 77 183
auf 79 220 Fälle angestiegen (= Anstieg um 2,6 %). Die
Aufklärungsquote liegt mit 54,6 % weiterhin hoch und be-
legt die gute Ermittlungsarbeit der saarländischen Polizei.
Im Folgenden werden die Entwicklungen in bestimmten
Deliktbereichen vorgestellt. Die Darstellung beruht im We-
sentlichen auf dem „Bericht über Stand und Entwicklung
der Kriminalität im Saarland für 2006“ des Landeskriminal-
amtes. Die Klammerwerte geben die Veränderungen ge-
genüber 2005 wieder.

Fortsetzung auf Seite 8

Am 22. September 2007 fin-
det in St. Ingbert der Bürger-
und Polizeiball statt. Alle Kol-
leginnen und Kollegen sind zu
dieser Veranstaltung recht
herzlich eingeladen.
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se Delikte sind in aller Regel
medienwirksam, so dass die in-
tensive Berichterstattung darü-
ber in den Augen des unbefange-
nen Bürgers ein falsches Bild
vom tatsächlichen Ausmaß der
Gewaltkriminalität zeichnen
kann. 2006 haben die Delikte
der Gewaltkriminalität um 185
Delikte (+ 6,1%) auf 3227 zuge-
nommen. Sie stellen aber nur
4% der Gesamtkriminalität dar.
Die Zunahme der Fallzahlen er-
gibt sich hauptsächlich aus dem
Anstieg der Raubstraftaten so-
wie der gefährlichen und schwe-
ren Körperverletzungen.

Unter dem Begriff der Roh-
heitsdelikte werden in der PKS
u. a. die Raub- und Körperver-
letzungsdelikte zusammenge-
fasst.

2006 hat die Polizei 575 Raub-
taten erfasst. Gegenüber dem
Vorjahr stellt dies eine Zunah-
me um 49 Taten (+ 9,3%) dar.
Bei den Körperverletzungsde-
likten ist ebenfalls ein Anstieg
um 238 Fälle auf 8101 Delikte 
(+ 3,0%) festzustellen. Bei den
Körperverletzungen entfallen
5362 Fälle auf die leichte Kör-

perverletzung und 2476 Taten
auf die gefährliche bzw. schwere
Körperverletzung. In diesen
Zahlen sind auch die Körperver-
letzungen beinhaltet,die von der
Polizei im Zusammenhang mit
dem Einschreiten bei häuslicher
Gewalt bekannt werden. 1964
Körperverletzungsdelikte sind
in Verbindung mit häuslicher
Gewalt registriert worden. Dies
sind 24,2% der polizeilich be-
kannt gewordenen Körperver-
letzungen. Durch die Schwer-
punktsetzung von Polizei und
Justiz in diesem Deliktfeld, der
damit verbundenen Aufklä-
rungsarbeit sowie gesetzlicher
Änderungen (u. a. Einführung

der Wohnungsverweisung im
Saarländischen Polizeigesetz)
wird das im sozialen Nahraum
existierende Dunkelfeld durch
die Polizei verstärkt aufgehellt.
Dabei zeigt die Erfahrung, dass
die Opfer häuslicher Gewalt das
Einschreiten der Polizei nutzen,
um auch zurückliegende Strafta-
ten anzuzeigen.

Wird in der nächsten Ausgabe
fortgesetzt.

Unser GdP-Kollege Carsten Baum wurde als Vorsitzender des
Bundesfachausschusses „Beamtenrecht“ wiedergewählt. Stellver-
treter sind Heinz-Werner Gabler aus Rheinland-Pfalz und Marle-
ne Karnasch aus Bayern.

Wir wünschen Carsten, Heinz-Werner und Marlene alles Gute
und viel Erfolg in diesem wichtigen GdP-Gremium.

Der Landesvorstand
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BLAULICHTPARTY

Fortsetzung von Seite 7

Da war sie endlich wieder: die diesjährige Blaulichtparty. Wie bereits im
letzten Jahr, stieg die Party auch dieses Mal wieder im „Bel Étage“, bei
der Spielbank Saarbrücken. Rund 350 „Blaulichtler“ von Feuerwehr, Jus-
tiz, Krankenhaus, Polizei, Rettungsdienst, THW und Zoll feierten und
tanzten gemeinsam bis in die frühen Morgenstunden. Und für alle, die die-
ses Jahr nicht dabei waren: ihr habt was verpasst! Aber keine Sorge, die
nächste Blaulichtparty wird mit Sicherheit auch wieder ein voller Erfolg.

Foto und Text: Andreas Rinnert
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